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N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung des Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Tiefenbach am 18. 
September 2025 in Tiefenbach. 
 
Der Vorsitzende, 1. Bürgermeister Christian Fürst, erklärt die anberaumte Sitzung für eröffnet und 

stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Bau- und Umweltausschuss fest. 

Der Tagesordnungspunkt Nr. 17 wird abgesetzt. Einwände gegen die vorliegende Tagesordnung wer-

den nicht vorgetragen. 

 

Folgende Gemeinderatsmitglieder sind bei der Sitzung anwesend: 

 Name, Vorname  
 1. Bürgermeister Christian Fürst  
 Anna-Lena Fürst, CSU   
 Josef Sattler, CSU  
 Richard Roßgoderer, CSU  
 Manfred Bründl, Unsere Zukunft  
 Hans Höller, Bürgerliche Wähler  
 Johannes Unholzer, FWG  
 Wolfgang Rosch, Bündnis 90/Die Grünen  
 Alfred Gimpl, SPD  

 

 
1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 10. Juli 2025. 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss genehmigt die Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 10. Juli 
2025. 

Abstimmung:            7 : 0 
Ohne GR Unholzer und GR Höller   

 

 
2. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse der öffentlichen Sitzung vom 10. Juli 2025. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss wird über den Vollzug der Beschlüsse des öffentlichen Teils der Sitzung 
vom 10. Juli 2025 informiert. 
 

 
3. Bauantrag von Baier Iris für den Ausbau des Dachgeschosses und Anbau eines Balkons beim 
bestehenden Wohnhaus auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 1069/5, Gemarkung Tiefenbach, 
Böhmerwaldstraße 9. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Ausbau des Dachgeschosses mit einer Wohneinheit und Anbau eines Balkons (4,50 m x 4,50 m) mit 
Stahltreppe 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Allgemeines Wohngebiet  
 



Bebauungsplan/Satzung:    
- WA „Gottingerberg“ 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 30 Abs. 1 und § 31 Abs. 2 BauGB 
- Das Vorhaben widerspricht den planlichen Festsetzungen des Bebauungsplans (Deckblatt Nr. 1) 
hinsichtlich der geringfügigen Überschreitung der Baugrenzen durch den geplanten Balkon in südlicher 
Richtung. Aufgrund der geringen Überschreitung und der Ausführungsart des Balkons ist die 
Abweichung von den Festsetzungen des Bebauungsplans städtebaulich vertretbar. Die Grundzüge der 
Planung werden dadurch nicht berührt. Eine Beeinträchtigung öffentlicher sowie nachbarlicher 
Belange ist nicht ersichtlich. Die gesetzlichen Abstandsflächen werden eingehalten. Die Zustimmungen 
der angrenzenden Nachbarn liegen vor. 
 
Örtliche Bauvorschriften: 
Für die zusätzliche Wohnung sind 2 Stellplätze erforderlich, für das bestehende Wohnhaus 1 Stellplatz. 
Auf dem Baugrundstück sind bereits 3 Stellplätze vorhanden (1 in Garage, 2 im Freien). 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Böhmerwaldstraße) 
- Wasserversorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Anlage (SWP) 
- Abwasserentsorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Kanalisation im Mischsystem 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag sowie der beantragten Befreiung 
(Baugrenzen) das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

Abstimmung:             8 : 0 
Ohne GR Unholzer  

 

 
4. Bauantrag von Pfaffinger Martin auf Ersatzbau für die bestehende landwirtschaftliche 
Maschinenhalle auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 952, Gemarkung Tiefenbach, Antesberg 1. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Abbruch und Neubau einer landwirtschaftlichen Maschinenhalle (42,20 m x 9,00 m, Pultdach 5°, 
Holzkonstruktion mit Trapezblecheindeckung)  
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Fläche für die Landwirtschaft 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden; Außenbereich 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- Vorhaben nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
Das Vorhaben dient dem bestehenden landwirtschaftlichen Betrieb. Öffentliche Belange stehen dem 
Vorhaben nicht entgegen.  
 
Der Standort befindet sich außerhalb des in der Denkmalliste als Bodendenkmal erfassten Bereichs (D-
2-7346-0025). 
 
Örtliche Bauvorschriften: 
Stellplätze: kein Stellplatzmehrbedarf 
 



Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (GVStr Nr. 135) 
- Wasserversorgung: nicht erforderlich 
- Schmutzwasserentsorgung: nicht erforderlich 
- Niederschlagswasser: Versickerung auf dem Baugrundstück 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

  Abstimmung:     9 : 0  
 

 
5. Bauantrag von Kellner Tobias und Alicia auf Neubau eines Einfamilienhauses mit Garage auf dem 
Grundstück mit der Flur-Nr. 70/22, Gemarkung Kirchberg, Am Schusterholz 34. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Neubau Einfamilienhaus (UG+EG, 14,86 m x 10,23 m, Satteldach 15°) mit Garage (5,99 m x 4,50 m, 
Pultdach 9°) 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Allgemeines Wohngebiet  
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- WA „Ebersberger Straße Erweiterung“ 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 30 Abs. 1 und § 31 Abs. 2 BauGB 
- Das Vorhaben widerspricht den planlichen Festsetzungen des Bebauungsplans hinsichtlich der 
Überschreitung der Baugrenzen um 1,82 m in nördlicher Richtung sowie den textlichen Festsetzungen 
bezüglich der Überschreitung der max. Wandhöhe von 6,50 m um 0,40 m an der nordöstlichen 
Gebäudeecke. Aufgrund der Geländesituation auf dem Baugrundstück ergibt sich eine punktuelle 
Überschreitung der Wandhöhe an einer Gebäudeecke. Insgesamt fügt sich das Gebäude gut in das 
Grundstück ein. Die Abweichungen sind städtebaulich vertretbar. Die Grundzüge der Planung werden 
dadurch nicht berührt. Eine Beeinträchtigung öffentlicher sowie nachbarlicher Belange ist nicht 
ersichtlich. Die gesetzlichen Abstandsflächen werden eingehalten. Die Nachbarzustimmung liegt vor. 
 
Örtliche Bauvorschriften: 
Gemäß Stellplatzsatzung vom 15.05.2025 sind 2 Stellplätze erforderlich, die laut Eingabeplan auf dem 
Baugrundstück erstellt werden (1 in Garage, 1 im Freien). 
  
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Am Schusterholz) 
- Wasserversorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Anlage (SWP) 
- Abwasserentsorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Kanalisation im Trennsystem 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag sowie den beantragten Befreiungen 
(Baugrenzen, Wandhöhe) das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

Abstimmung:             9 : 0  
 

 



6. Bauantrag von Zitzelsberger Johann auf Nutzungsänderung des Wohnhauses wie ursprünglich als 
Wohnhaus (bisher Großtagespflege) ohne bauliche Veränderung auf dem Grundstück mit der Flur-
Nr. 1454/9, Gemarkung Kirchberg, Am Steinberg 1. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Nutzungsänderung der Großtagespflege zu Wohnhaus, keine baulichen Änderungen 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan: 
- Allgemeines Wohngebiet 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 34 BauGB; Die nähere Umgebung entspricht einem faktischen WA 
- Das Bauvorhaben fügt sich hinsichtlich Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der 
überbaubaren Grundstücksflächen in die Eigenart der näheren Umgebung ein. 
 
Örtl. Bauvorschriften:  
- Stellplatzsatzung: kein Stellplatzmehrbedarf 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Ortsstraße Nr. 15 Am Steinberg) 
- Wasserversorgung: best. Anschluss an öffentliche Anlage (Stadtwerke Passau) 
- Schmutz- u. Niederschlagswasser: best. Anschluss an öffentlichen Mischwasserkanal 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

Abstimmung:              9 : 0  
 

 
7. Bauantrag von Umseher Alois auf Neubau einer Garage auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 68, 
Gemarkung Kirchberg, Epping 3. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Neubau einer Doppelgarage (6,00 m x 6,00 m, Holzkonstruktion, Pultdach 6° mit Blecheindeckung) 
- Zufahrt erfolgt über die bestehende Einfahrt zum Anwesen 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- Außenbereichsatzung „Epping“ 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- Vorhaben nach § 35 Abs. 2 i. V. m. Abs. 6 BauGB 
Öffentliche Belange werden durch das Vorhaben nicht beeinträchtigt. 
 
Der Stadel beim Anwesen Epping 2 mit Hofmauer ist als Baudenkmal in der Denkmalliste erfasst (D-2-
75-151-8). Eine Beeinträchtigung des Denkmals durch das Bauvorhaben ist nicht erkennbar. 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Kreisstraße PA95) 



- Wasserversorgung: nicht erforderlich 
- Schmutzwasserentsorgung: nicht erforderlich 
- Niederschlagswasser: Versickerung auf dem Baugrundstück 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

  Abstimmung:    9 : 0  
 

 
8. Bauantrag von Rödig Marina und Lender Bianca auf Neubau eines Einfamilienhauses mit Garage, 
Carport und Gartengeräteraum auf dem Grundstück mit den Flur-Nr. 1372/9, 1372/2 u. 1370 
(Teilflächen), Oberkogl. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Neubau Einfamilienhaus (EG+OG, Grundriss 13,86 m x 9,48 m, Satteldach 19°) mit 
Terrassenüberdachung und angebauter Garage 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Dorfgebiet (§ 5 BauNVO) 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- Ortsabrundungssatzung „Oberkogl“ 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- Vorhaben nach § 34 BauGB bzw. § 35 Abs. 2 BauGB 
Das Vorhaben überschreitet den Geltungsbereich der Ortsabrundungssatzung um ca. 40 m² durch das 
Hauptgebäude bzw. ca. 60 m² durch die Terrassenüberdachung. So kann die befestigte Fläche und 
Länge der Zufahrt so gering wie möglich gehalten werden. Im Flächennutzungsplan ist der Bereich 
jedoch bereits als MD dargestellt. Die übrigen Festsetzungen der Ortsabrundungssatzung werden 
eingehalten. Im Übrigen fügt es sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Örtl. Bauvorschriften: 
- Stellplätze: gemäß Stellplatzsatzung sind 2 Stellplätze erforderlich, die auf dem Baugrundstück 
nachgewiesen werden. 
 
Erschließung 
- Zufahrt: über Flur-Nr. 1372/9 und 1370 (Grunderwerb Teilflächen) zum ausgebauten öffentl. Feld- u. 
Waldweg Nr. 737 bzw. Ortsstraße Nr. 392 (jew. Teilfläche Flur-Nr. 1369/1) 
- Wasserversorgung: Anschluss an öffentliche Anlage (SWP) 
- Schmutzwasserentsorgung: Anschluss an bestehenden öffentlichen Schmutzwasserkanal auf Flur-Nr. 
1372/9 (Teilfläche) 
- Niederschlagswasser: Versickerung auf dem Baugrundstück 
 

Beschluss: 
 

Das Grundstück Flur-Nr. 1369/1, Gemarkung Tiefenbach, ist über eine Länge von 72 m als Ortsstraße 
hergestellt und gewidmet. Im Anschluss daran führt ein ausgebauter öffentlicher Feld- und Waldweg 
weiter in Richtung Westen. Für den ordnungsgemäßen Anschluss der geplanten Privatzufahrt an die 
öffentliche Straße ist die Ortsstraße auf Kosten der Bauherrn um 5 m nach Westen zu verlängern 
und zu asphaltieren. Hierüber ist ein Vertrag mit der Gemeinde Tiefenbach abzuschließen. 
In Anlehnung an die Muster-Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr ist der geplante private 
Wohnweg im Einmündungsbereich mit einer lichten Breite von mind. 5 m sowie einem mind. 11 m 
langen Übergangsbereich vorzusehen. 



 
Mit Bauantragstellung sind Nachweise über die rechtliche Sicherung der Erschließung (Zufahrt, Ver-
/Entsorgungsleitungen), vorzulegen (Grunderwerb und Verschmelzung mit Baugrundstück oder Ein-
tragung entsprechender Grunddienstbarkeiten).  
 
Anfallendes Niederschlagswasser ist eigenständig ordnungsgemäß zu entsorgen und darf nicht in die 
öffentliche Kanalisation eingeleitet werden.  
 
Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

  Abstimmung:    9 : 0  
 

 
9.A. Bauantrag von WKW Immobilien eGbR auf Neubau eines Doppelhauses mit zwei Garagen auf 
dem Grundstück mit der Flur-Nr. 197/1, Gemarkung Tiefenbach, Bäckerreut 17. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Es soll ein Doppelhaus mit jeweils 1 Wohnung pro Doppelhaushälfte sowie zwei Garagen errichtet 
werden 
- Grundriss Doppelhaus 13,49 m x 13,01 m, Dachkonstruktion für jede Doppelhaushälfte separat 
(Satteldach 19°), Garagen mit Flachdach 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Mischgebiet (§ 6 BauNVO) 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- MI „Bäckerreut Südwest“ 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 30 Abs. 1 und § 31 Abs. 2 BauGB 
- Das Vorhaben widerspricht den planlichen Festsetzungen des Bebauungsplans hinsichtlich der 
Überschreitung der Baugrenzen sowie den textlichen Festsetzungen bezüglich der Überschreitung der 
GRZ. 
Die westliche Garage liegt außerhalb der festgesetzten Baugrenzen. Die GRZ wird überschritten. Mit 
den Grundflächen der Nebenanlagen wird auch die GRZ II überschritten (ca. 0,60 anstatt max. 0,45). 
Das Gebäude wurde aufgrund der besseren Grundstücksnutzung innerhalb der Baugrenzen soweit wie 
möglich nördlich angeordnet. Dadurch ergeben sich jedoch längere Zufahrten/Zugänge und damit eine 
höhere Grundfläche. 
Die Abweichungen sind städtebaulich vertretbar. Die Grundzüge der Planung werden dadurch nicht 
berührt. Eine Beeinträchtigung öffentlicher sowie nachbarlicher Belange ist nicht ersichtlich. Die 
gesetzlichen Abstandsflächen werden eingehalten. 
 
Örtl. Bauvorschriften: 
- Stellplätze: gemäß Stellplatzsatzung und Festsetzung im Bebauungsplan sind je Wohneinheit 2 
Stellplätze erforderlich, die auf dem Baugrundstück nachgewiesen werden. 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Ortsstraße Nr. 393) 
- Wasserversorgung: Anschluss an öffentliche Anlage (SWP) 
- Schmutzwasserentsorgung: Anschluss an öffentlichen Schmutzwasserkanal 
- Niederschlagswasser: Anschluss an öffentlichen Regenwasserkanal 
 
 
 
 



Beschluss: 
 

Falls aufgrund der westlichen Garagenzufahrt beim Doppelhaus Bäckerreut 17 eine Versetzung der 
Straßenlaterne gewünscht sein sollte, müsste eine mögliche Versetzung bzw. Alternativstandorte 
vorab mit dem Bayernwerk geklärt werden. Die für eine evtl. Versetzung anfallenden Kosten sind 
durch den Bauherrn zu tragen. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag sowie den erforderlichen Befreiungen 
(Baugrenzen, GRZ) das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

  Abstimmung:     9 : 0  
 

 
9.B. Bauantrag von WKW Projekte GmbH auf Neubau eines Doppelhauses mit zwei Garagen auf 
dem Grundstück mit der Flur-Nr. 197/2, Gemarkung Tiefenbach, Bäckerreut 18. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Es soll ein Doppelhaus mit jeweils 1 Wohnung pro Doppelhaushälfte sowie zwei Garagen errichtet 
werden 
- Grundriss Doppelhaus 13,49 m x 13,01 m, Dachkonstruktion für jede Doppelhaushälfte separat 
(Satteldach 19°), Garagen mit Flachdach 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Mischgebiet (§ 6 BauNVO) 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- MI „Bäckerreut Südwest“ 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 30 Abs. 1 und § 31 Abs. 2 BauGB 
- Das Vorhaben widerspricht den planlichen Festsetzungen des Bebauungsplans hinsichtlich der 
Überschreitung der Baugrenzen sowie den textlichen Festsetzungen bezüglich der Überschreitung der 
GRZ. 
Die westliche Garage liegt außerhalb der festgesetzten Baugrenzen. Die GRZ wird überschritten. Mit 
den Grundflächen der Nebenanlagen wird auch die GRZ II überschritten (ca. 0,60 anstatt max. 0,45). 
Das Gebäude wurde aufgrund der besseren Grundstücksnutzung innerhalb der Baugrenzen soweit wie 
möglich nördlich angeordnet. Dadurch ergeben sich jedoch längere Zufahrten/Zugänge und damit eine 
höhere Grundfläche. 
Die Abweichungen sind städtebaulich vertretbar. Die Grundzüge der Planung werden dadurch nicht 
berührt. Eine Beeinträchtigung öffentlicher sowie nachbarlicher Belange ist nicht ersichtlich. Die 
gesetzlichen Abstandsflächen werden eingehalten. 
 
Örtl. Bauvorschriften: 
- Stellplätze: gemäß Stellplatzsatzung und Festsetzung im Bebauungsplan sind je Wohneinheit 2 
Stellplätze erforderlich, die auf dem Baugrundstück nachgewiesen werden. 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Ortsstraße Nr. 393) 
- Wasserversorgung: Anschluss an öffentliche Anlage (SWP) 
- Schmutzwasserentsorgung: Anschluss an öffentlichen Schmutzwasserkanal 
- Niederschlagswasser: Anschluss an öffentlichen Regenwasserkanal 
 
 
 
 



Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag sowie den erforderlichen Befreiungen 
(Baugrenzen, GRZ) das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  
 

  Abstimmung:     9 : 0  
 

 
10. Ausbesserungsarbeiten Grundschule Haselbach – Auftragsvergabe des Gewerkes 
Bodensanierung mittels Direktauftrag.  
 
Im Zuge von Ausbesserungsarbeiten im Jahre 2024 in den Räumen Klasse 1, Textilarbeit, Lager und 
Abstellraum wurde festgestellt, dass der vorhandene Boden voraussichtlich asbesthaltig ist. 
Aufgrund der Vermutung wurde im Mai 2024 das Ingenieurbüro Bock für eine Schadstoffuntersuchung 
beauftragt. Die durchgeführte Untersuchung hat die Vermutung der Asbesthaltigkeit bestätigt. 
 
Zu beachten ist, dass gemäß Untersuchungsbericht kein akuter Sanierungsbedarf besteht. Da es sich 
jedoch um eine Schule handelt und somit um einen sensiblen Bereich, wurde seitens der 
Gemeindeverwaltung entschieden den asbesthaltigen Boden zu sanieren. 
 
Im August 2024 wurde kurzfristig der schadstoffbelastete Boden in der 1. Klasse ausgebaut, entsorgt 
und erneuert. Aus Kapazitätsgründen der entsprechenden Fachfirmen konnte nur der Boden der 1. 
Klasse saniert werden. 
 
Die Sanierung der Räume Textilarbeit, Lager und Abstellraum wurde daher für die Sommerferien 2025 
durch die Gemeindeverwaltung eingeplant und vorgesehen. Aufgrund der geringen Anzahl 
entsprechender Fachfirmen, welche die entsprechenden Voraussetzungen zur Schadstoffsanierung 
vorweisen können, sowie dem Ausführungszeitraum im Monat August (Urlaubszeit), erhielt die 
Gemeindeverwaltung nur absagen. 
Durch Unterstützung des Ingenieurbüros Bock konnte Mitte Juli 2025 das Unternehmen T&T 
Schadstoffsanierung aus München gewonnen werden, welches die Ausführung für die KW 32 und KW 
33/2025 zusagte.  
Aus vorgenannten Gründen wurde die Fa. T&T Schadstoffsanierung für die Bodensanierung beauftragt.  
 
Die Durchführung der Bodensanierung erfolgte wie vereinbart in der KW 32 und 33/2025. 
 
Die Auftragsvergabe für die Bodensanierung mit einer Angebotssumme von 25.849,18 € /brutto an die 
Fa. T&T Schadstoffsanierung aus München erfolgte mittels Direktauftrag. 
 

Für die Bodensanierung sind im Haushalt 2025 45.000 € veranschlagt. 

Beschluss: 
 

Der Vorsitzende lässt über die Genehmigung des Angebotes der Fa. T&T Schadstoffsanierung aus 
München in Höhe von 25.849,18 €/brutto abstimmen. 

Abstimmung:             9 : 0   
 

 
11. Beratung über die Aufwertung bzw. Umgestaltung des Kreisverkehrs in Haselbach. 
 
Aufgrund von Bürgeranfragen sollte die Bepflanzung/Gestaltung der Grünfläche des Kreisverkehrs auf 
dem Grundstück mit der Flur-Nr. 139/2, Gemarkung Haselbach, Staatsstraße 2126, Hofmarkstraße in 
Haselbach geändert/aufgewertet werden.  



Nach Rücksprache mit dem Staatlichen Bauamt in Passau ist es in Absprache und mittels eines 
Gestattungsvertrages möglich, diese Fläche zu bepflanzen, wobei keine festen Hindernisse, wie auch 
Bäume gepflanzt werden dürfen und die Kosten für das Bepflanzen und die Pflege von der Gemeinde 
getragen werden müssten.  
 
In 2025 sind hierfür Haushaltsmittel i.H.v. 2.000 € veranschlagt. 
 

 
 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet eine Umgestaltung der Grünfläche des Kreisverkehrs 
der Hofmarkstraße in Haselbach und beauftragt die Gemeindeverwaltung in Absprache mit dem 
Staatlichen Bauamt in Passau und Frau Hammerl, Fachberaterin für Öffentlichkeitsarbeit im Sinne 
von Gartenkultur und Landespflege, geeignete Maßnahmen zu planen, wobei der bestehende Baum 
erhalten bleiben soll. 

Abstimmung:              9 : 0   
 

 
12. Beratung über das Anbringen eines Vordachs neben dem Haupteingang der Alfons-Lindner-
Schule Tiefenbach zum Unterstellen der Eltern. 
 
Auf Anregung des Elternbeirates der Alfons-Lindner Grundschule Tiefenbach sollte für die wartenden 
Eltern im linken oder rechten Bereich neben dem Haupteingang ein Vordach angebracht werden.  
 
Gemäß einer bereits vorliegenden Grobkostenschätzung von der Fa. Kölbl Metallbau GmbH aus 
Tiefenbach wären für ein 3 m breites Vordach ca. 8.500 € und für ein 6m breites Vordach ca. 12.000 
€ zu veranschlagen. 
 
 
 



Beschluss: 
 

Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Errichtung eines Vordaches im Bereich 
des Haupteingangs der Alfons-Lindner-Schule in Tiefenbach, Eulenweg 2 aussprechen kann. 

Abstimmung:              0 : 9   
 

 
13. Beratung über die Errichtung einer Anlage zur Nutzung als Boule-Bahn im Sommer und als 
Eislaufbahn im Winter 
 
a) 
Antrag von Harald Landspersky auf Errichtung einer Boule-Bahn in Tiefenbach. Möglicher Standort 
auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 1069, Gemarkung Tiefenbach, Spielplatz am Steppbach. 
 
Der Antrag wird dem Plenum vorgelesen und die beiliegenden Bilder werden dem Plenum vorgelesen 
und gezeigt. 
 
Bisher treffen sich interessierte Boule-Spieler auf einem Platz (ca. 15m x 7m) südlich der Alfons-
Lindner-Grundschule und westlich des Verkehrserziehungsplatzes auf dem Grundstück mit der Flur-
Nr. 59, Gemarkung Tiefenbach. 
 
Eine Boule-Bahn könnte mit einer Eislaufbahn kombiniert werden mit unterschiedlicher Nutzung in 
den Jahreszeiten. Die Anlage soll 30m lang und 10m breit sein, so könnte man, wie beantragt, die 
Boule-Bahn gleichzeitig mit zwei Mannschaften nutzen und im Winter hätte man eine angemessene 
Fläche als Eislaufbahn. 
 
Als möglicher Standort bietet sich der Spielplatz am Steppbach auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 
1069, Gemarkung Tiefenbach, südlich der Böhmerwaldstraße an. Dem Plenum wird ein möglicher 
Standort gezeigt. 
 
b) 
Antrag des Basar-Team Tiefenbach auf Errichtung einer Eislaufbahn auf dem Grundstück Fl. Nr. 1069 
Gemarkung Tiefenbach. 
 
Der Antrag des Basar-Teams Tiefenbach wird dem Plenum vorgelesen. 
Es besteht die Möglichkeit, die Eislaufbahn mit der vorgenannten Boule-Bahn auf dem Grundstück 
mit der Flur-Nr. 1069, Gemarkung Tiefenbach zu kombinieren, so dass eine Anlage wechselseitig 
genutzt werden könnte. 
 
c) 
Antrag auf Förderung über das Regionalbudget der Integrierten Ländlichen Entwicklung (ILE) 
Passauer Oberland für die Boule-/Eislaufbahn. 
 
Für die Errichtung einer gemeinsamen Boule- und Eislaufbahn sind Kosten i.H.v. ca. 15.000 € 
anzusetzen. 
 
Im Rahmen des Regionalbudgets der ILE Passauer Oberland können Kleinprojekte, die unter 
Berücksichtigung 

• der Ziele gleichwertiger Lebensverhältnisse einschließlich der erreichbaren Grundversorgung, 
attraktiver und lebendiger Ortskerne und der Behebung von Gebäudeleerständen, 

• der Ziele und Erfordernisse der Raumordnung und Landesplanung, 
• der Belange des Natur-, Umwelt- und Klimaschutzes, 
• der Reduzierung der Flächeninanspruchnahme, 
• der demografischen Entwicklung sowie 



• der Digitalisierung 

den Zweck verfolgen, die ländlichen Räume als Lebens-, Arbeits-, Erholungs- und Naturräume zu si-
chern und weiterzuentwickeln gefördert werden. 

Kleinprojekte sind Projekte, deren förderfähige Gesamtausgaben 20.000 EUR nicht übersteigen. 

Art und Umfang der Förderung:  
Die Zuwendung wird als Zuschuss im Wege der Anteilfinanzierung gewährt. Die tatsächlich entstan-
denen Nettoausgaben (Bruttoausgaben abzüglich Umsatzsteuer, Skonti, Boni und Rabatte) werden 
mit bis zu 80 % bezuschusst, maximal jedoch mit 10.000 EUR. 

Bei einer Gesamtkostenschätzung i.H.v. 15.000 € müsste die Gemeinde Kosten i.H.v. ca. 5.000 € tra-
gen. 

Beschluss: 
 

Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich grundsätzlich für die Errichtung einer Boule-
Bahn - wenn technisch umsetzbar, in Verbindung mit einer Eisbahn - unter der Voraussetzung einer 
Förderzusage über das Regionalbudget der ILE Passauer Oberland aussprechen kann. Nach einer 
Förderzusage soll im Bau- und Umweltausschuss erneut über den Standort beraten werden. 

Hierfür sollen in 2026 Haushaltsmittel i.H.v. 15.000 € eingeplant werden. 

Abstimmung:             9 : 0   
 

 
14. Information über das Bauleitplanverfahren der Stadt Passau: WA Doblhof – Bauabschnitt 1 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Mobilität der Stadt Passau beschloss in seiner Sitzung am 
16.09.2024 den Bebauungsplan „WA Doblhof – Bauabschnitt 1“, Gmkg. Hacklberg aufzustellen, um 
unter anderem auf einem Teilbereich der Fl.Nr. 446, sowie den Fl. Nrn. 429/7,429/12, 446/14, 449/2, 
446/7, 446/8, 446/9, 446/10, jeweils Gmkg. Hacklberg der bislang landwirtschaftlich genutzten Fläche 
bzw. Straßenfläche, Flächen für ein allgemeines Wohngebiet auszuweisen. Mit dem vorliegenden 
Bebauungsplan sollen im Ortsteil Hacklberg auf den Fl. Nrn. 446/14, 446/7, 446/9, 429/12 und 446 
jeweils Gemarkung Hacklberg südwestlich der Stadtstraße PAS1 bislang landwirtschaftlich genutzte 
Flächen als allgemeines Wohngebiet (WA) ausgewiesen werden. Durch die Neuausweisung eines 
Wohngebiets bzw. den Bau von 5 Einzel- bzw. Doppelhäusern mit jeweils maximal 2 Wohneinheiten 
soll dem kurz- bis mittelfristig anstehenden Wohnraumbedarf entgegentreten werden. Die 
diesbezüglichen Kompensationsmaßnahmen werden im Plangebiet selbst sowie auf Fl. Nr. 446 TF, 
Gemarkung Hacklberg erbracht. 

 



 
Die Gemeinde Tiefenbach wurde im Rahmen des Bauleitplanverfahrens beteiligt und hat keine 
Einwände oder Anmerkungen zum Planvorhaben. 
 

 
15. Bauleitplanung – Bebauungsplan GE Bäckerreut Süd auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 652, 
Gemarkung Tiefenbach, südlich des Baugebiets Bäckerreut Süd – Vorberatung über den 
Aufstellungsbeschluss. 
 

Auszug aus der Sitzung des Bau- und Umweltausschusses vom 14. November 2024 
 

 
4. Bauleitplanung - Bebauungsplan GE Bäckerreut Süd auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 652, 
Gemarkung Tiefenbach, südlich des Baugebiets Bäckerreut Süd – Beratung über das weitere 
Vorgehen. 
 
Die Gemeinde Tiefenbach plant die Entwicklung eines Gewerbegebiets auf dem Grundstück mit der 
Flur-Nr. 652, Gemarkung Tiefenbach an der Grenze zur Stadt Passau/Patriching um weitere Gewerbe 
in der Gemeinde ansiedeln zu können.  
 
Es besteht eine gute Verkehrsanbindung, angrenzend an die Kreisstraße PA 1 und in Nähe der 
Bundesstraße B 85. 
 
Aus Immissionsschutzsicht grenzt das Gewerbegebiet im Nordosten an eine landwirtschaftliche 
Fläche, im Osten befindet sich die Sportanlage der Stadt Passau/Patriching, im Süden ist von der 
Stadt Passau ein Mischgebiet geplant und im Westen ist unmittelbar die Kreisstraße PA 1 und 
dahinter der Gewerbeteil des Baugebietes MI Bäckerreut Südwest. Für die Wohnbebauung im 
Nordwesten müssten geeignete Schallschutzmaßnahmen vorgenommen werden. 
 
 
 

 
 



 
 
 
 
 

Beschluss: 
 

 Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, ob die Entwicklung des Gewerbegebietes Bäckerreut Süd 
weiterverfolgt werden soll. 
 

  Abstimmung:     9  : 0  
 
 
Mittlerweile wurde vom Ingenieurbüro Wagmann aus Passau eine durchführbare 
Oberflächenentwässerung nördlich des Plangebietes entlang des Baugebietes Bäckerreut Süd zum 
Regenrückhaltebecken des Baugebietes erarbeitet und der Vorsitzende hat mit der Regierung von 
Niederbayern grundlegende Aspekte des Landesentwicklungsprogramms (LEP) zur Aufstellung des 
Bebauungsplans besprochen, somit kann die Realisierung des Gewerbegebietes, also mit der 
Aufstellung des Bebauungsplans, begonnen werden. 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die Planung und empfiehlt dem Gemeinderat den Auf-
stellungsbeschluss für den Bebauungsplan GE Bäckerreut Süd auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 
652, Gemarkung Tiefenbach zu fassen. 

Abstimmung:             9 : 0   
 

 
16. Bauleitplanung – Änderung des Flächennutzungsplans mit Deckblatt Nr. 22 von landwirt-
schaftlicher Fläche zu Gewerbegebiet auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 652, Gemarkung 
Tiefenbach, südlich des Baugebiets Bäckerreut Süd – Vorberatung über den Aufstellungsbeschluss. 
 

Auszug aus der Sitzung des Bau- und Umweltausschusses vom 14. November 2024 
 

 
4. Bauleitplanung - Bebauungsplan GE Bäckerreut Süd auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 652, 
Gemarkung Tiefenbach, südlich des Baugebiets Bäckerreut Süd – Beratung über das weitere 
Vorgehen. 



 
Die Gemeinde Tiefenbach plant die Entwicklung eines Gewerbegebiets auf dem Grundstück mit der 
Flur-Nr. 652, Gemarkung Tiefenbach an der Grenze zur Stadt Passau/Patriching um weitere Gewerbe 
in der Gemeinde ansiedeln zu können.  
 
Es besteht eine gute Verkehrsanbindung, angrenzend an die Kreisstraße PA 1 und in Nähe der 
Bundesstraße B 85. 
 
Aus Immissionsschutzsicht grenzt das Gewerbegebiet im Nordosten an eine landwirtschaftliche 
Fläche, im Osten befindet sich die Sportanlage der Stadt Passau/Patriching, im Süden ist von der 
Stadt Passau ein Mischgebiet geplant und im Westen ist unmittelbar die Kreisstraße PA 1 und 
dahinter der Gewerbeteil des Baugebietes MI Bäckerreut Südwest. Für die Wohnbebauung im 
Nordwesten müssten geeignete Schallschutzmaßnahmen vorgenommen werden. 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 



Beschluss: 
 

 Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, ob die Entwicklung des Gewerbegebietes Bäckerreut Süd 
weiterverfolgt werden soll. 
 

  Abstimmung:     9  : 0  
 
 
Mittlerweile wurde vom Ingenieurbüro Wagmann aus Passau eine durchführbare 
Oberflächenentwässerung nördlich des Plangebietes entlang des Baugebietes Bäckerreut Süd zum 
Regenrückhaltebecken des Baugebietes erarbeitet und der Vorsitzende hat mit der Regierung von 
Niederbayern grundlegende Aspekte des Landesentwicklungsprogramms (LEP) zur Aufstellung des 
Bebauungsplans besprochen, somit kann die Realisierung des Gewerbegebietes, also mit der 
Aufstellung der Änderung des Flächennutzungsplans mit Deckblatt Nr. 22, begonnen werden. 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die Planung und empfiehlt dem Gemeinderat den Auf-
stellungsbeschluss für die Änderung des Flächennutzungsplans mit Deckblatt Nr. 22 für das Grund-
stück mit der Flur-Nr. 652, Gemarkung Tiefenbach zu fassen. 

Abstimmung:             9 : 0   
 

 
17. Bauleitplanung – Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „MU Tiefenbach Mitte“ 
(MU = urbanes Gebiet) mit Deckblatt Nr. 1 im beschleunigten Verfahren nach § 13 a Baugesetzbuch 
(BauGB) für die Grundstücke mit den Flur-Nrn. 5/4, 5/11, 5/17, 6, 7 und 26, sowie Teilflächen der 
Flur-Nrn. 25/2, 5/9 jeweils Gemarkung Tiefenbach – Beratung über die Abwägung der 
eingegangenen Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger 
Träger öffentlicher Belange und über das Fassen des Satzungsbeschlusses. 
 
Der Tagesordnungspunkt wird abgesetzt, da der Durchführungsvertrag mit den Antragstellern noch 
abgestimmt werden muss. 
 
 

 
18. Bauleitplanung – Änderung des Bebauungsplans MI Waldstraße mit Deckblatt Nr. 2 von einem 
Mischgebiet (MI) zu einem allgemeinen Wohngebiet (WA) im beschleunigten Verfahren nach § 13 a 
BauGB auf den Grundstücken mit den Flur-Nrn. 586, 586/ 30, 586/32, 586/33, 586/34 und einer 
Teilfläche des Grundstücks mit der Flur-Nr. 586/31, jeweils Gemarkung Tiefenbach, nähe Waldstraße 
– Beratung über die Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen aus der Beteiligung der 
Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange und über das Fassen des 
Satzungsbeschlusses. 
 
Die erneute Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
erfolgte in der Zeit vom 12. August 2025 bis einschließlich 12. September 2025.  
 

 

Behandlung der eingegangenen Bedenken und Anregungen aus der erneuten Öffentlichkeits- und 

Fachstellenbeteiligung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB  

 

 

Fachstelle Stellungnahme Abwägung 



Amt für Ernährung, 

Landwirtschaft und 

Forsten Passau 

Stellungnahme vom 

13.08.2025 

 

Bebauungsplan 

Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Passau nimmt zum Ver-

fahren wie folgt Stellung: 

Bereich Landwirtschaft: 

Aus landwirtschaftlicher Sicht besteht Einverständnis mit der geplanten Ände-

rung des Bebauungsplans „Waldstraße“ durch DB Nr. 1. 

Bereich Forsten: 

Aus forstwirtschaftlicher Sicht bestehen keine Einwände gegen die geplante 

Änderung des Bebauungsplans „Waldstraße“ durch DB Nr. 1. 

 

Keine Abwägung erforderlich 

 

 

 

 

 

Bayernwerk Netz 

GmbH 

Stellungnahme vom  

unsere bereits abgegebene Stellungnahme TOVP Bö ID 13608 vom 28.1.25 

hat hier weiterhin 

Bestand und Gültigkeit. 

Stellungnahme vom 28.01.2025:  

gegen das o. g. Planungsvorhaben bestehen keine grundsätzlichen Einwen-

dungen, wenn dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb unserer 

Anlagen nicht beeinträchtigt werden. 

In dem von Ihnen überplanten Bereich befinden sich von uns betriebene Ver-

sorgungseinrichtungen. 

Kabel 

Der Schutzzonenbereich für Kabel beträgt bei Aufgrabungen je 0,5 m rechts 

und links zur Trassenachse. Die Leitung nebst Zubehör ist auf Privatgrund 

mittels Dienstbarkeiten grundbuchamtlich gesichert. 

Wir weisen darauf hin, dass die Trassen unterirdischer Versorgungsleitun-

gen von Bepflanzung freizuhalten sind, da sonst die Betriebssicherheit und 

Reparaturmöglichkeit eingeschränkt werden. Bäume und tiefwurzelnde 

Sträucher dürfen aus Gründen des Baumschutzes (DIN 18920) bis zu einem 

Abstand von 2,5 m zur Trassenachse gepflanzt werden. Wird dieser Abstand 

unterschritten, so sind im Einvernehmen mit uns geeignete Schutzmaßnah-

men durchzuführen. 

Beachten Sie bitte die Hinweise im “Merkblatt über Bäume, unterirdische Lei-

tungen und Kanäle", Ausgabe 2013 vom FGSV Verlag www.fgsv-verlag.de 

(FGSV-Nr. 939), bzw. die DVGW-Richtlinie GW125. 

Hinsichtlich der in den angegebenen Schutzzonenbereichen bzw. Schutz-

streifen bestehenden Bau- und Bepflanzungsbeschränkung machen wir da-

rauf aufmerksam, dass Pläne für Bau- und Bepflanzungsvorhaben jeder Art 

uns rechtzeitig zur Stellungnahme vorzulegen sind. Dies gilt insbesondere 

für Straßen- und Wegebaumaßnahmen, Ver- und Entsorgungsleitungen, 

Kiesabbau, Aufschüttungen, Freizeit- und Sportanlagen, Bade-und Fischge-

wässer und Aufforstungen. 

Die beiliegenden “Sicherheitshinweise für Arbeiten in der Nähe von Kabel-, 

Gas- und Freileitungen“ sind zu beachten. 

Auskünfte zur Lage der von uns betriebenen Versorgungsanlagen können 

Sie online über unser Planauskunftsportal einholen. Das Portal erreichen Sie 

unter: 

www.bayernwerk-netz.de/de/energie-service/kundenservice/planauskunft-

sportal.html 

Wir bedanken uns für die Beteiligung am Verfahren und stehen Ihnen für 

Rückfragen jederzeit gerne zur Verfügung. Wir bitten Sie, uns bei weiteren 

Verfahrensschritten zu beteiligen. 

 

   

 

Abwägung aus der Sitzung des Bau- 

und Umweltausschusses vom 

10.07.2025: 

 

 

 

 

 

 

Die Hinweise werden den Bauherren mit 

der Bitte um Beachtung mitgeteilt. Die na-

hezu bei jedem Bauleitplanverfahren 

gleichlautende Stellungnahme kann gerne 

auf konkrete Belange des Bauleitplanver-

fahrens reduziert werden. Teilweise sind 

die Forderungen in der Stellungnahme 

nicht durch § 9 BauGB (Inhalt des Bebau-

ungsplans) abgedeckt und dürfen im Bau-

leitplanverfahren nicht umgesetzt werden. 

Mittlerweile gibt die Gemeinde Tiefenbach 

jeden Bauherren in der Gemeinde, auch bei 

Vorhaben außerhalb von Bauleitplanver-

fahren, diese Infos an die Hand. 

Kreisbrandinspek-

tion – Landkreis 

Passau 

Stellungnahme vom 

28.08.2025 

 

In Beantwortung ihrer Beteiligung im Bauleitplanverfahren darf mitgeteilt wer-

den, dass zur Änderung des 

Bebauungsplanes „MI Waldstraße“ mit Deckblatt Nr. 2 bereits eine Stellung-

nahme, mit Schreiben vom 

16.01.2025, abgegeben wurde. 

Diese Stellungnahme behält weiterhin ihre Gültigkeit. 

 

 

 

 

 



Weitere als die in dieser Stellungnahme aufgeführten Anmerkungen oder For-

derungen werden zum vorliegenden 

Planungsstand seitens des abwehrenden Brandschutzes nicht erhoben. 

Stellungnahme vom 16.01.2025: 

 

In Beantwortung ihrer o. a. Beteiligung im Bauleitplanverfahren darf mitgeteilt 

werden, dass seitens des abwehrenden Brandschutzes gegen die Änderung 

des Bebauungsplanes mittels Deckblatt Nr. 2 in der dargestellten Form keine 

Bedenken bestehen, wenn zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung die 

DVGW-Merkblätter W 405 (Hydrantenabstände,  

Netzleistung), W 400 (Grundlagen der Löschwasserversorgung) und W 331 

(Auswahl, Einbau und Betrieb von Hydranten) beachtet werden.  

Sofern die obigen Anforderungen an die Löschwasserversorgung nicht hinrei-

chend erfüllt werden können, müssen andere Möglichkeiten, zum Beispiel 

durch unterirdische Löschwasserbehälter, -brunnen, bzw. bei zu großen Ent-

fernungen weitere Hydranten erwogen werden.  

Die unter Punkt 13.0- Wasserversorgung aufgeführte Abstimmung zur Lösch-

wasserbereitstellung mit dem Kreisbrandrat, ist nicht erforderlich da die 

Grundlagen in den DVGW-Merkblättern geregelt sind. 

 

 

Abwägung aus der Sitzung des Bau- 

und Umweltausschusses vom 

10.07.2025: 

Das Plangebiet befindet sich im Einzugsbe-

reich (innerhalb 300 m) des Löschwasser-

behälters Schwaiberg. Somit ist die Lösch-

wasserversorgung von 48 m³/h für 2h gesi-

chert. 

 

LRA Passau – Bau-

wesen rechtlich 

Stellungnahme vom 

12.09.2025 

zu dem vorgelegten Bebauungsplandeckblattentwurf in der Fassung vom 

07.07.2025 nehmen 

wir als Träger öffentlicher Belange wie folgt Stellung: 

 

1. Die Stellungnahme/n unserer Fachstelle/n, die sich zu der vorgenannten 

Planung geäußert hat/haben, liegt/en bei. 

2. Die Brandschutzdienststelle hat ihre Stellungnahme bereits übersandt. 

3. Rechtliche Beurteilung 

a. Ein Pferdestall ist in einem WA regelmäßig nicht zulässig 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu a) An der westlichen Grundstücks-

grenze von Flur-Nr. 586/33 befindet sich 

ein im MI genehmigter Pferdestall für 2 

Pferde (Tekturbescheid vom 16.11.2011).  

Zur Beurteilung der planungsrechtlichen 

Zulässigkeit eines Pferdestalls im allgemei-

nen Wohngebiet kann auf die Rechtspre-

chung verwiesen werden: 

"In besonders gelagerten Fällen kann aber 

auch in allgemeinen Wohngebieten eine 

Pferdehaltung zulässig sein, etwa wenn ein 

Pferdestall auf einem weiträumigen Grund-

stück derart am Ortsrand errichtet ist, dass 

er mehr der freien Landschaft als einem 

Wohngebiet zugeordnet werden könnte 

(Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz, 

Urteil vom 30. April 2010 - 1 A 

11294/09.OVG -, juris für den Fall der Hal-

tung von drei Reitpferden;  

Bay. VGH, BauR 2010, 193.  

Für den Fall der Haltung eines Pferdes und 

eines Esels;  

VG Koblenz, Urteil vom 10. Mai 2011 - 7 K 

1111/10.KO -, juris für den Fall der Haltung 

von vier Kleinpferden)." 

Die angeführten Tatbestände sind auch für 

Flur-Nr. 586/33 anwendbar. Der Pferdestall 

befindet sich in Randlage (siehe Luftauf-

nahme), Koppel und Weideflächengrenzen 

schließen sich westlich an der freien Land-

schaft an. 

Im Übrigen 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

b. Wurde für den Pool auf Parzelle 5 eine isolierte Befreiung oder Baugeneh-

migung erteilt? Wenn nicht, könnte mittels Baufenster eine Heilung erfolgen 

 

c. Deckblatt bedeutet nicht eigenes Verfahren; aber ohne Dbl.-Nr. ist die re-

daktionelle Anpassung später nicht mehr nachvollziehbar 

 

d. Die Gemeinde kann die Straße natürlich als privat belassen (Planungsho-

heit); Bauvorhaben, bei denen damit die Zufahrt zur nächsten öff. Verkehrs-

fläche länger als 70 m sind, werden von uns dann aber nicht mehr genehmigt 

und entsprechende Genehmigungsfreistellungsverfahren beanstandet 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Pferdeställe sind in WA grundsätzlich nicht 

vorgesehen, da sie als Tierhaltung typi-

scherweise eher Mischgebieten, Dorfgebie-

ten oder im Außenbereich anzusiedeln 

sind, allerdings können gemäß § 4 Abs. 3 

BauNVO ausnahmsweise u.a. zugelassen 

werden: Anlagen für kirchliche, kulturelle, 

soziale, gesundheitliche und sportliche 

Zwecke. Ein kleiner Pferdestall für private 

Pferdehaltung kann hier als Anlage für 

sportliche Zwecke gelten (z.B. Reitsport). 

Die Gemeinde sieht in diesem Fall die Aus-

nahme als gegeben an. 

Zudem führt die geringe Größe der Anlage 

dazu, dass von ihr keine unzumutbaren 

Störungen für ein WA ausgehen: 

- Es handelt sich nur um zwei Pferde 

- Die Koppel grenzt westlich an die freie 

Landschaft, also keine dichte Bebauung 

angrenzend und die Weideflächen befinden 

sich außerhalb des Bebauungsplans. 

- Geruch, Lärm und Fliegenbefall sind in 

diesem Umfang sehr gering und nicht ver-

gleichbar mit einem gewerblichen Reitbe-

trieb 

Der Pferdestall ist daher mit der geplanten 

Wohnnutzung verträglich. 

 

Zu b) Die Baugrenzen werden dementspre-

chend erweitert, so dass für den Pool eine 

Heilung erfolgt. 

 

Zu c) Die redaktionelle Änderung des Flä-

chennutzungsplans erfolgt mit Deckblatt 

Nr. 24. 

 

Zu d) Die Straße wurde im Ursprungsbe-

bauungsplan (inkraftgetreten am 

21.03.2000) und im Deckblatt Nr. 1 (inkraft-

getreten am 17.03.2003) als Privatstraße 

festgesetzt. Im Rahmen der Beteiligung zur 

Aufstellung des Ursprungsbebauungsplans 

gab es keine Einwände zur Festlegung der 

Privatstraße. Im Rahmen der Beteiligung 

zur 1. Änderung erhielten wir vom LRA 

Passau die Stellungnahme, dass grund-

sätzliche Bedenken, bzw. Anregungen 

nicht vorgetragen werden. Auch im Rah-

men der ersten Beteiligung zur 2. Änderung 

erhielten wir keine Bedenken zur Privat-

straße. Es verwundert, dass wir nun diese 

Stellungnahme erhalten haben. 

Da weder beim Ursprungsbebauungsplan, 

noch bei der 1. Änderung eine Beanstan-

dung der Straße erfolgte, sind die jetzigen 

Einwände aus Sicht der Gemeinde präklu-

diert, da sie nicht fristgerecht im Beteili-

gungsverfahren erhoben wurden (§ 214 

BauGB) 

Die Privatstraße ist auch nicht Bestandteil 

des Deckblattes Nr. 2, sie wird dadurch 

nicht berührt.  

Durch die Veränderung der Zufahrt der Par-

zelle Nr. 3, diese rückt weiter nach Osten, 

also näher zur öffentlichen Verkehrsfläche 

(Waldstraße) erfolgt sogar eine Verkürzung 

der Zufahrt zur geplanten Bebauung über 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

die Privatstraße. Somit würde sich die Er-

schließungssituation sogar verbessern. 

Mit der Privatstraße wurden bereits die vor-

handenen Gebäude genehmigt erschlos-

sen, sogar die von der öffentlichen Ver-

kehrsfläche (Waldstraße) am entferntesten 

gelegene Parzelle Nr. 5 wurde mit einem 

genehmigten Pferdestall und dem Wohnge-

bäude Waldstraße 2b erschlossen geneh-

migt und errichtet. 

Fazit 

- Die Privatstraße besteht seit dem Ur-

sprungsbebauungsplan von 2000. 

- Sie ist in Länge und Lage zum Deckblatt 

Nr. 1 unverändert geblieben 

- Die Zufahrt für die geplante Bebauung 

wurde sogar leicht verkürzt (nordwest-

lichste Bauparzelle rückt nach Osten) 

- Wenn die Straße aus Sicht des Landrats-

amtes Passau ungeeignet sei, hätte dies 

bereits im Ursprungsverfahren oder spätes-

tens bei der 1. Änderung geltend gemacht 

werden müssen. 

Somit genießt die Privatstraße aus Sicht 

der Gemeinde Bestandsschutz. 

Es wäre auch schwer zu begründen, wa-

rum ein Anwesen, welches weiter von der 

öffentlichen Verkehrsfläche entfernt liegt, 

noch von der Privatstraße erschlossen wer-

den kann und erschlossen worden ist und 

bei einem weniger weit entfernten Anwesen 

dies nicht mehr möglich sei.  

Im Übrigen 

Fehlt es an einer für die Gemeinde nach-

vollziehbaren Begründung, warum die sich 

im Bestandsschutz befindende Privat-

straße, mit der bereits die von der öffentli-

chen Verkehrsfläche entfernteste Parzelle 

erschlossen worden ist, keine gesicherte 

Erschließung darstellt. 

Gemäß Art. 4 Abs. 2 und Art. 78 Abs. 2 Satz 

3 BayBO müssen Zufahrtswege in dem er-

forderlichen Umfang benutzbar sein.  

- Bedenken aus Gründen des Brandschut-

zes oder Rettungsdienstes sieht die Ge-

meinde nicht, da die Privatstraße mit einer 

Breite von 5m und einer noch zu erstellen-

den Wendemöglichkeit planmäßig verse-

hen ist und somit keiner schmalen Gasse 

ohne Umkehrmöglichkeit entspricht. Wohn-

wege stellen bauplanungsrechtlich eine 

ordnungsgemäße Erschließung dar, wenn 

sie geeignet sind, den zu erwartenden Ver-

kehr aufzunehmen. Aus Sicht der Ge-

meinde reicht die bestehende Privatstraße 

mit den o.g. Maßen als Erschließungs-

straße für 6 Bauparzellen für Einfamilien-

häuser aus. 

- Auf die Widmung als öffentliche Verkehrs-

fläche verzichtet das Gesetz gemäß Art. 4 

Abs. 2 Nr. 2 dann, wenn der Wohnweg nur 

Wohngebäude (BayVGH, Beschluss vom 

07.09.2020, BeckRS 2020 24723) der Ge-



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

e. Eine Gemeinde darf auch Fehler aus der Vergangenheit berichtigen und für 

Flur-Nr. 586 eine neue Parzellennummer einfügen 

bäudeklassen 1 bis 3 erschließt und gegen-

über dem Rechtsträger der Bauaufsichts-

behörde rechtlich gesichert ist, dass der 

Wohnweg sachgerecht unterhalten wird 

und allgemein benutzt werden kann. 

Fazit 

Aus Sicht der Gemeinde ist die gesicherte 

Erschließung durch die Privatstraße gemäß 

BayBO gegeben, da die Straße für Kraft-

fahrzeuge erreichbar und für den öffentli-

chen Verkehr, insbesondere für Notfall-

dienste und Versorgungszwecke, nutzbar 

ist und dieser Zustand durch Grunddienst-

barkeit auf Dauer gewährleistet sein muss 

(Hierzu sind noch Grunddienstbarkeiten 

vorzulegen) 

 

Zu e) Für die Flur-Nr. 586 wird die Parzelle 

Nr. 7 eingefügt. 

LRA Passau –  

Technischer Um-

weltschutz 

Stellungnahme vom 

09.09.2025 

Sachkomplex Lärmschutz und Luftreinhaltung (i.V. mit Nr. 2.4) 

Es wird auf die Stellungnahme vom 27.01.2025 verwiesen. Das vorliegende 

Gutachten bestätigt Überschreitung der Grenzwerte der 16. BImSchV durch 

den Verkehrslärm ausgehend von der Nibelungenstraße.  

Fenster an Fassaden mit Grenzwertüberschreitungen die sich öffnen lassen 

und zu schützenswerten Räumen führen sind in den textlichen Festsetzungen 

auszuschließen, ob es alternative Belüftungsmöglichkeiten gibt ist hierfür nicht 

relevant. 

 

 

 

 

Aus Sicht der Gemeinde, wie auch aus 

Sicht des Gutachters sind die festgesetzten 

Maßnahmen ausreichend. Eine Belüftung 

der schutzbedürftigen Räume ist ohne das 

Öffnen eines zur lärmzugewandten Seite 

befindlichen Fensters möglich, somit wäre 

eine Einschränkung z.B. der Fensterreini-

gung durch nicht öffenbare Fenster, 

wodurch z.B. in Obergeschossen ein Ge-

rüst notwendig wäre, ein zu großer Eingriff 

für den jeweiligen Bauherrn und unverhält-

nismäßig.  

Im Übrigen haben wir eine solche Festset-

zung, wie sie derzeit im Bebauungsplan 

aufgenommen ist bei bereits mehreren in-

kraftgetretenen Bebauungsplänen im Ge-

meindegebiet, so dass auch ein gewisses 

Vertrauen der Bürger in eine einmal ge-

troffene Lösung nach Absprache mit dem 

Landratsamt Passau geschaffen werden 

sollte.  

Gerade deshalb widerspreche eine in die-

sem Bebauungsplan nun geforderte „ein-

schneidendere“ Lösung dem Gleichbe-

handlungsgebot. Es stellt sich hier dem 

Bürger zwangsläufig die Frage: „Wieso darf 

eine Wohnbebauung z. B.  im Baugebiet 

„Rohrwiese“ öffenbare Fenster für schutz-

bedürftige Räume bei Überschreitung der 

Grenzwerte besitzen, wenn eine alternative 

Lüftungsmöglichkeit besteht, aber im Bau-

gebiet „Waldstraße“ ist dies nicht erlaubt.“  

Die 16. BImSchV – Lärmschutz im Straßen-

verkehr legt Grenzwerte fest, die in der Ab-

wägung zu berücksichtigen sind, sie verbie-

tet aber nicht direkt, öffnende Fenster in 

lärmbelasteten Bereichen vorzusehen. Es 

gibt auch kein absolutes Verbot für öff-

nende Fenster, solange der Nutzer nicht 

gezwungen ist, sie zu öffnen, um den Raum 

zu belüften. 

Die Gemeinde muss nach § 1 Abs. 7 

BauGB (Abwägungspflicht) die Lärmbeläs-



tigung berücksichtigen, sie kann aber ab-

wägen, ob ein striktes Verbot öffnender 

Fenster erforderlich ist. 

Es sind keine Urteile, Vorschriften oder 

Normen bekannt, aus denen sich eine Auf-

lage, die nicht öffenbare Fenster in Berei-

chen mit Verkehrslärmeinwirkungen fest-

legt, rechtfertigen lässt. Weder bei Über-

schreitungen der Orientierungswerte der 

DIN 18005 noch der Grenzwerte der für die 

Bebauungsplanung nicht anwendbaren 

und nur hilfsweise zur Beurteilung heran-

ziehbaren Verkehrslärmschutzverordnung 

(16. BImSchV) sind Rechtsgrundlagen für 

solche Auflagen bekannt. Grundlage für 

Auflagen können jedoch nur die baurecht-

lich eingeführten Normen und gültige 

Rechtsvorschriften sein. Die Anforderun-

gen an den baulichen Schallschutz erge-

ben sich aus der DIN 4109-1. Die Forde-

rung einer fensterunabhängigen Belüftung, 

zumindest für Schlafräume, ab Beurtei-

lungspegeln in der Nacht über 45 dB(A) 

ergibt sich aus der Anmerkung „Bei Beur-

teilungspegeln über 45 dB ist selbst bei nur 

teilweise geöffnetem Einfachfenster unge-

störter Schlaf häufig nicht mehr möglich.“ in 

dem Beiblatt 1 der DIN 18005 (DIN 180065 

Bbl 1:2023-07). Darüberhinausgehende 

Auflagen, wie beispielsweise nicht öffen-

bare Fenster, ergeben sich, im Gegensatz 

zum hier nicht relevanten Gewerbelärm, bei 

Verkehrslärm nicht aus den einschlägigen 

Normen, Richtlinien, Vorschriften oder Ur-

teilen. 

Bei einer Überschreitung der Orientie-

rungswerte können durch passive Schall-

schutzmaßnahmen gesunde Lebensver-

hältnisse in den Wohngebäuden sicherge-

stellt werden. Diese sind bei üblicher Bau-

weise häufig bei geschlossenen Fenstern 

bereits gewährleistet. Tagsüber kann kurz-

zeitiges Stoßlüften der genutzten Räume 

als übliches und aus raumlufthygienischer 

als auch energetischer Sicht sinnvolles 

Nutzerverhalten angesehen werden. Eine 

übermäßige Störung während der Lüf-

tungszeiten ist auch bei Überschreitung der 

Orientierungswerte nicht anzunehmen, da 

ausreichend lange, ruhige Phasen bei ge-

schlossenem Fenster möglich sind. Ledig-

lich in Schlaf- und Kinderzimmern ist eine 

dauerhafte Lüftung (im Nachtzeitraum) er-

forderlich. Um hier einen ausreichenden 

Schallschutz und den erforderlichen Luft-

wechsel sicherzustellen, ist in diesen Räu-

men eine schallgedämmte Lüftungseinrich-

tung erforderlich. Diese Lüftungseinrich-

tung wird gemäß der DIN 18005 unabhän-

gig vom Orientierungswert ab Beurteilungs-

pegeln von 45 dB(A) als notwendig ange-

sehen. 

Die in der schalltechnischen Untersuchung 

der Accon GmbH („Bebauungsplan Wald-

straße der Gemeinde Tiefenbach - Ände-

rung mit Deckblatt 2“, Bericht Nr. ACB-

0725-256116/02 vom 02.07.2025) formu-

lierten Auflagenvorschläge entsprechen 

nach Ansicht der Gemeinde dem aktuellen 

Stand der anwendbaren Normen und Richt-

linien. Darüberhinausgehende Auflagen, 



wie nicht öffenbare Fenster, sind nicht be-

gründbar und die hiermit verbundenen 

Nachteile nicht verhältnismäßig. 

Stadtwerke Passau 

Stellungnahme vom 

02.09.2025 

 

Gegen die Änderung des o. g. Bebauungsplanes bestehen aus unserer Sicht 

keine Einwände. Die Versorgung mit Telekommunikationsdiensten ist mög-

lich. Zudem ist die Gas- und Wasserversorgung vorhanden. 

Achtung: Im betroffenen Grundstück befindet sich unsere Gashochdrucklei-

tung. Die Schutzstreifenbreite beträgt insgesamt 6 m (3 m beiderseits der Lei-

tungsachse). Innerhalb des Schutzstreifens dürfen keine Gebäude oder bau-

lichen Anlagen errichtet werden. Ferner ist der Schutzstreifen von Pflanzen-

bewuchs freizuhalten. 

Darüber hinaus dürfen keine sonstigen Einwirkungen vorgenommen, die den 

Bestand oder Betrieb der Gashochdruckleitung beeinträchtigen oder gefähr-

den. So ist u. a. auch das Errichten von Dauerstellplätzen sowie das Lagern 

von schwer zu transportierenden Materialien unzulässig. 

Unter https://www.stadtwerke-passau.de/services/impressum-daten-

schutz.html finden Sie unsere Informationen gemäß Datenschutzgrundverord-

nung (DS-GVO), die zu Ihrer Kenntnisnahme im Rahmen der Verarbeitung 

von personenbezogenen Daten dienen. 

 

 

Hinweise wurden unter Hinweise Punkt 21 

übernommen. 

Die Gas-Hochdruckleitung wurde in den 

planlichen Festsetzungen einschl. Schutz-

streifen eingearbeitet. 

 

 

 

 

 

WWA Deggendorf 

Stellungnahme vom 

18.08.2025 

Mit Schreiben vom 12.08.2025 haben Sie uns erneut am Verfahren zur Än-

derung der Bauleitplanung „MI Waldstraße“ mittels Deckblatt Nr. 02 beteiligt. 

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht bestehen keine Einwände. 

 
Keine Abwägung erforderlich 

ZAW  

Donau-Wald  

Stellungnahme vom  

 

Als Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung teilen wir Ihnen mit, 

dass gegen das von Ihnen oben genannte Bauleitplanverfahren grundsätz-

lich keine Einwände bestehen. 

Die erneut vorgelegten Planungsunterlagen weisen keine für uns relevanten 

Änderungen auf. Wir verweisen daher auf unsere Stellungnahme vom 

03.01.2025. 

Stellungnahme vom 03.01.2025: 

 

Als Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung teilen wir Ihnen mit, 

dass gegen das von Ihnen oben genannte Bauleitplanverfahren grundsätz-

lich keine Einwände bestehen.  

Den Planunterlagen ist keine Änderung hinsichtlich der Erschließung zu ent-

nehmen. Die Abfallentsorgung erfolgt auch für neu hinzukommende Wohn-

objekte wie bisher.  

Die gesetzlichen Regelungen, insbesondere die Vorschriften der Abfallwirt-

schaftssatzung des ZAW Donau-Wald bleiben hiervon unberührt und sind 

ebenfalls zu beachten. Die Ausweisung und optimale Gestaltung von ausrei-

chenden Stellplätzen für Abfallbehälter des praktizierten 3-Tonnen-Holsys-

tems (Restmüll, Papier, Bioabfälle) ist vorzusehen.  

 
Keine Abwägung erforderlich 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
und dem Bauherrn weitergeleitet. 
 
 

 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss macht sich die vorstehende Abwägung der eingegangenen Stellung-
nahmen zu eigen und fasst den Satzungsbeschluss für die Änderung des Bebauungsplans „Wald-
straße“ mit Deckblatt Nr. 2.  

Abstimmung:              9 : 0   
 

 
19. Bauleitplanung – Aufstellen der Außenbereichssatzung Boderding mit den Grundstücks-
teilflächen mit den Flur-Nrn. 1433, 1435, 1437, 1438, 1439 und 1440, jeweils Gemarkung Kirchberg 
gemäß § 35 Abs. 6 BauGB – Beratung über den Billigungs- und Auslegungsbeschluss zur Beteiligung 
der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange. 
 

https://www.stadtwerke-passau.de/services/impressum-datenschutz.html
https://www.stadtwerke-passau.de/services/impressum-datenschutz.html


Der Bau- und Umweltausschuss fasste in seiner Sitzung am 10. April 2025 den Aufstellungsbeschluss 
für die Außenbereichssatzung Boderding. Der von Herrn Architekt Dipl.-Ing. (FH) Axel Rolf aus 
Salzweg erstellte Entwurf mit nachstehenden Eckdaten wird dem Plenum vorgestellt. 
 
1. Geltungsbereich: 

 
 

 
 
2. Planungsrechtliche Zulässigkeit 
Die planungsrechtliche Zulässigkeit von wohnzwecken dienenden Vorhaben, kleinen Handwerks- und 
Gewerbebetrieben nach § 35 Abs. 6 i.V.m. § 35 Abs. 2 BauGB 
 
3. Festsetzungen 
- Max. II Vollgeschosse 
- Max. 2 Wohneinheiten je neu zu errichtenden Gebäude 
- Max. Wandhöhe 7,00 m 



- nur zulässig Satteldächer mit 20° bis 35° Dachneigung 
- nur zulässig Dachpfannen oder Dachziegel in rot, rotbraun und anthrazit 
- Solar- und Photovoltaikanlagen sind zulässig, soweit sie dieselbe Dachneigung aufweisen oder in die 
Dachfläche integriert sind. Freistehende Anlagen sind nicht zulässig. 
- Für Grundstückseinfriedungen sind ausschließlich Punktfundamente zulässig. 
- Die Flächenbefestigung von Garagenvorplätzen, Hofflächen oder Zufahrten ist mit möglichst 
wasserdurchlässigen Belägen auszuführen. 
- Für jedes neu errichtete Hauptgebäude sind zur landschaftlichen Einbindung zwei hochstämmige 
Obstbäume oder alternativ zwei standortgerechte heimische Laubbäume zu pflanzen und zu 
erhalten. 
  

Beschluss: 
 
Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die gezeigte Planung der Außenbereichssatzung Boder-
ding und fasst den Billigungs- und Auslegungsbeschluss zur Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden 
und sonstiger Träger öffentlicher Belange. 

Abstimmung:             9 : 0   
 

 
20. Bauleitplanung – Aufheben der Außenbereichssatzung Schmidöd (§ 35 Abs. 6 BauGB) für die 
Grundstücksteilflächen mit den Flur-Nrn. 720, 721, 725, 728, 737, 738, 738/1, 739, 740 und 758, 
jeweils Gemarkung Tiefenbach um das Aufstellen der Innenbereichssatzungen Schmidöd zu 
ermöglichen - Beratung über den Billigungs- und Auslegungsbeschluss zur Beteiligung der 
Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss fasste in seiner Sitzung am 10. April 2025 den Aufstellungsbeschluss 
für die Aufhebungssatzung der Außenbereichssatzung Schmidöd. Die Aufhebung soll parallel zur 
Aufstellung der Innenbereichssatzungen Schmidöd erfolgen. Der von Herrn Architekt Dipl.-Ing. (FH) 
Axel Rolf aus Salzweg erstellte Entwurf mit Begründung wird dem Plenum vorgestellt. 

 
 

 
 
 

Beschluss: 
 
Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die gezeigte Planung der Aufhebung der Außenbe-
reichssatzung Schmidöd und fasst den Billigungs- und Auslegungsbeschluss zur Beteiligung der Öf-
fentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange. 

Abstimmung:              9 : 0   
 



 
21. Bauleitplanung – Aufstellen der Satzung für die Festlegung der Grenzen für den im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteil Schmidöd für die Grundstücksteilflächen mit den Flur-Nrn. 720, 721, 
725, 728, 737, 738, 738/1, 739, 740 und 758, jeweils Gemarkung Tiefenbach als vorzeitige Satzung 
gemäß § 8 Abs. 4 Satz 1 BauGB analog in Verbindung mit der Satzung für die Einbeziehung von 
Außenbereichsflächen in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil Schmidöd für die 
Grundstücksteilfläche mit der Flur-Nr. 719, Gemarkung Tiefenbach gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 1 und Nr. 
3 BauGB - Beratung über den Billigungs- und Auslegungsbeschluss zur Beteiligung der Öffentlichkeit, 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss fasste in seiner Sitzung am 10. April 2025 den Aufstellungsbeschluss 
für die Festsetzung des im Zusammenhang bebauten Ortsteils Schmidöd als Innenbereich gemäß § 34 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BauGB als vorzeitige Innenbereichssatzung gemäß § 8 Abs. 4 Satz 1 BauGB analog in 
Kombination mit der Einbeziehung einer Teilfläche des Grundstücks mit der Flur-Nr. 719, Gemarkung 
Tiefenbach vom Außenbereich in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil Schmidöd gemäß § 34 Abs. 
4 Satz 1 Nr. 3 BauGB. Die Aufstellung soll parallel zur Aufhebung der Außenbereichssatzung Schmidöd 
erfolgen. Der von Herrn Architekt Dipl.-Ing. (FH) Axel Rolf aus Salzweg erstellte Entwurf mit 
Begründung und nachstehenden Eckdaten wird dem Plenum vorgestellt. 
 

 
 
 
Festsetzungen für den gesamten Geltungsbereich der Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BauGB 
1.  
Die planungsrechtliche Zulässigkeit von Bauvorhaben richtet sich nach § 34 BauGB 
 
2. 
Als Art der baulichen Nutzung wird ein „Dörfliches Wohngebiet“ gemäß § 5a BauNVO festgesetzt. 
 
3. 
Das Niederschlagswasser ist innerhalb der Grundstücksflächen möglichst breitflächig zu versickern. 
 
4. 
Die Flächenbefestigung von Garagenvorplätzen, Hofflächen oder Zufahrten ist mit möglichst 
wasserdurchlässigen Belägen auszuführen. 
 
 



5. 
Für Hauptgebäude sind nur Satteldächer zulässig. 
Dachsolar- und Photovoltaikanlagen sind nur dachparallel zulässig. 
 
Festsetzungen für den Bereich der Einbeziehungsfläche 
1. 
Maß der baulichen Nutzung: GRZ 0,35 
 
2. 
Die Errichtung einer Dachphotovoltaikanlage auf den Hauptgebäuden ist verpflichtend festgesetzt. 
Grundsätzlich wird je Wohngebäude eine Anlage mit einer Leistung von 3 kWp festgesetzt. Ab 75 m² 
Wohnfläche sind für jede volle 25 m² zusätzlich 1 kWp erforderlich. 

Erforderlich sind  
ab 100 m² bis  
ab 125 m² bis  
ab 150 m² bis  
usw. 

unter 100 m² Wohnfläche  
unter 125 m² Wohnfläche  
unter 150 m² Wohnfläche  
unter 175 m² Wohnfläche  

3 kWp  
4 kWp 
5 kWp 
6 kWp 

 
3. 
Pflanzen von drei heimischen Laubbäumen (Linde, Eiche, Nussbaum, Kastanie oder Obst-
Hochstamm) 
 
4. 
Für die Regenrückhaltung ist die Errichtung einer Zisterne von mindestens 3.000 l verpflichtend. 
 
5. 
Es wird eine Ausgleichsfläche von 700 m² nach Lage und Bepflanzung gemäß Angaben in der Satzung 
festgesetzt. 
 

Beschluss: 
 
Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die gezeigte Planung des Aufstellens der vorzeitigen 
Innenbereichssatzungen Schmidöd und fasst den Billigungs- und Auslegungsbeschluss zur Beteili-
gung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange. 

Abstimmung:              9 : 0   
 

 
22. Bauleitplanung – Änderung der Innenbereichssatzung „Hofer Siedlung“ mit Deckblatt Nr. 2 auf 
einer Teilfläche des Grundstücks mit der Flur-Nr. 501/10, Gemarkung Tiefenbach – Beratung über 
den Billigungs- und Auslegungsbeschluss zur Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger 
Träger öffentlicher Belange. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss fasste in seiner Sitzung am 13. Mai 2025 den Aufstellungsbeschluss für 
die Änderung der Innenbereichssatzung Hofer Siedlung mit Deckblatt Nr. 2. Der von Herrn Architekt 
Dipl.-Ing. (FH) Axel Rolf aus Salzweg erstellte Entwurf mit nachstehenden Eckdaten wird dem Plenum 
vorgestellt. 
 



 
 
 
Festsetzung der bestehenden Innenbereichssatzung „Hofer Siedlung“ 
1. 
Innerhalb der in § 1 festgelegten Grenzen richtet sich die planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben 
(§ 29 BauGB) nach § 34 BauGB. Soweit für ein Gebiet des gemäß § 1 festgelegten Innenbereichs ein 
rechtsverbindlicher qualifizierter Bebauungsplan vorliegt oder nach Inkrafttreten dieser Satzung be-
kannt gemacht wird, richtet sich die planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben nach § 30 BauGB. 
2. 
Pro Wohngebäude sind maximal 3 Wohnungen zulässig 
 
Festsetzungen für den Geltungsbereich des Deckblattes Nr. 2 
1. 
Maximal zulässige GRZ ≤ 0,35 
 
2. 
Das auf dem Grundstück anfallende Niederschlagswasser von Dachflächen und versiegelten Flächen 
ist zu sammeln und für die Gartenbewässerung oder im Haushalt zu verwenden. Die Mindestgröße für 
die Zisterne wird mit 3 m³ festgesetzt. Der Überlauf der Zisterne ist an den gemeindlichen 
Mischwasserkanal anzuschließen 
 
3. 
Die Errichtung einer Dachphotovoltaikanlage auf den Hauptgebäuden ist verpflichtend festgesetzt. 
Grundsätzlich wird je Wohngebäude eine Anlage mit einer Leistung von 3 kWp festgesetzt. Ab 75 m² 
Wohnfläche sind für jede volle 25 m² zusätzlich 1 kWp erforderlich. 

Erforderlich sind  
ab 100 m² bis  
ab 125 m² bis  
ab 150 m² bis  
usw. 

unter 100 m² Wohnfläche  
unter 125 m² Wohnfläche  
unter 150 m² Wohnfläche  
unter 175 m² Wohnfläche  

3 kWp  
4 kWp 
5 kWp 
6 kWp 

 
4. 
Die Befestigung von Garagenvorplätzen, Hofflächen und Zufahrten ist mit wasserdurchlässigen 
Belägen auszuführen. 
 
5. 
Die Anlage von Schottergärten sowie die überwiegende Verwendung von mineralischen Materialien 
(z. B. Schotter, Kies, Splitt, Platten, Pflaster) ohne hinreichende Bepflanzung ist unzulässig. 



6. 
Nebengebäude und untergeordnete Anbauten können auch mit einem Flachdach versehen werden. 
Flachdächer sind nur als bepflanzte Flachdächer zulässig. 
 
7. 
Es wird eine Ausgleichsfläche von 2.200 m² nach Lage und Bepflanzung gemäß Angaben in der 
Satzung festgesetzt. 
 

Beschluss: 
 
Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die gezeigte Planung der Änderung der Innenbereichs-
satzung Hofer Siedlung mit Deckblatt Nr. 2 und fasst den Billigungs- und Auslegungsbeschluss zur 
Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange. 

Abstimmung:             9 : 0   
 

 
23. Bauleitplanung – Änderung des Bebauungsplans WA „Rohrwiese“ mit DB 1 im vereinfachten 
Verfahren gemäß § 13 BauGB auf den Grundstücken mit den Flur-Nrn. 131, 132, 132/1, 135/2, 136, 
137, 139, 151/3, Teilflächen der Grundstücke mit den Flur-Nrn. von 140, 140/1, 142, 204/1, 216/2 
und 225, jeweils Gemarkung Haselbach (aktuell bestehen die vorgenannten Grundstücke aus 
mehreren Teilgrundstücken, diese werden aber noch verschmolzen) - Beratung zur Fassung des 
Aufstellungsbeschlusses. 
 
Aufgrund der Höhenlage der Grundstücke im Baugebiet Rohrwiese mit teilweiser Hanglage und 
Gesprächen von Bauwilligen ist es angezeigt, die derzeit bestehende Festsetzung abzuändern. Im Zuge 
dieser Änderung sollen auch die Festsetzungen zu den Auffüllungen und Abgrabungen mit geändert 
werden. Zusätzlich kann noch die Festsetzung zu den Dachgauben entfallen, da diese im Rahmen der 
Änderungen der Bayerischen Bauordnung mit den beiden Modernisierungsgesetzen ohnehin 
verfahrensfrei sind, wenn sie zu Wohnzwecken errichtet werden, Art. 57 Abs. 1 Nr. 18 BayBO und auch 
örtliche Bauvorschriften, wie z.B. ein Bebauungsplan stehen dem dieser Norm nicht entgegen, Art. 81 
Abs. 5 BayBO. Da das bisherige Verbot von dem Anlegen von Schottergärten (ehemals Art. 7 abs. 1 
BayBO) ebenfalls mit den Modernisierungsgesetzen gekippt worden ist, sollte dieses Verbot in den 
Bebauungsplan mit aufgenommen werden. Da die Festsetzung von ausschließlich roten Dachziegeln 
bei anthrazitfarbenen Photovoltaikanlagen für das Landschaftsbild nicht prägend wirkt, können auch 
anthrazitfarbene Dachziegel zugelassen werden. 
 
Folgende planlichen Festsetzungen sollen geändert werden: 
 

 
 
Bisherige Fassung: 
Für die Parzellen Nr. 32 bis 35 ist nur eine Bebauung mit Hausgruppen (Reihenhaus) zulässig 
 
Neue Fassung: 



Die Parzellen 32 und 33, sowie die Parzellen 34 und 35 sollen jeweils als eine Parzelle 
zusammengefasst werden, wobei auch eine Bebauung als Einfamilienhaus zulässig sein soll. 
 
Folgende textlichen Festsetzungen sollen geändert werden: 
 
1. 
Bisherige Fassung:  
0.2 Gebäude 
… 
Dachdeckung:  
  Zulässig sind nur: 

Bei geneigten Dächern:  
- Dachziegel, rot 
- Dachbepflanzung 

… 
Dachgauben: 
Zulässig sind nur 2 Dachgauben pro Dachseite ab einer Dachneigung von 28° und einer maximalen 
Wandhöhe an der betreffenden Dachseite von 6,00 m. Die Vorderfläche der Dachgauben darf dabei 

jeweils max. 2,50 m² betragen. Der Mindestabstand der Dachgauben vom Ortgang muss mind. 2,50 
m, der Abstand der Dachgauben untereinander mind. 2,00 m betragen. 
 
Neue Fassung: 
0.2 Gebäude 
… 
Dachdeckung:  
  Zulässig sind nur: 

Bei geneigten Dächern:  
- Dachziegel, rot, rotbraun und anthrazit 
- Dachbepflanzung 

… 
Dachgauben: 
Zulässig sind nur 2 Dachgauben pro Dachseite ab einer Dachneigung von 28° und einer maximalen 
Wandhöhe an der betreffenden Dachseite von 6,00 m. Die Vorderfläche der Dachgauben darf dabei 

jeweils max. 2,50 m² betragen. Der Mindestabstand der Dachgauben vom Ortgang muss mind. 2,50 
m, der Abstand der Dachgauben untereinander mind. 2,00 m betragen. 
 
2. 
Bisherige Fassung: 
0.7.1 Auffüllungen und Abgrabungen 
Das Urgelände ist soweit als möglich zu erhalten. Geländeveränderungen sind auf das unbedingt 
notwendige Maß zu beschränken. 
Aufschüttungen und Abgrabungen sind bis max. 1,25 m zulässig und müssen in der eigenen 
Grundstücksfläche so angeordnet werden, dass das Urgelände an den benachbarten Grundstücks-
grenzen nicht verändert wird. 
einzureichen, welche den genauen vorherigen und nachherigen Geländeverlauf auf dem gesamten 
Mit den Bauanträgen/Genehmigungsfreistellungen sind zwingend Grundstücks-Nivellements 
Grundstück zeigen. 
 
Neue Fassung: 
0.7.1 Auffüllungen und Abgrabungen 
Das Urgelände ist soweit als möglich zu erhalten. Geländeveränderungen sind auf das unbedingt 
notwendige Maß zu beschränken. 
Aufschüttungen und Abgrabungen sind bis max. 1,25 m zulässig. 

Aufschüttungen und Abgrabungen mit weniger als einen Abstand von 1,00 m zu Grundstücksgrenzen, 
auch an der Grundstücksgrenze dürfen eine maximale Höhe/Tiefe von 0,70 m nicht überschreiten. 
 

3. 
Bisherige Fassung: 
0.7.2 Stützmauern 
Stützmauern sind bis zu einer Höhe von maximal 1,25 m ab Urgelände zulässig. 



Stützmauern müssen einen Abstand von mindestens 1,00 m zu Grundstücksgrenzen haben und 
sind in jedem Falle zwingend dauerhaft zu begrünen oder mit davor gepflanzten Hecken zu 
versehen. 
Im Bereich des planlich festgesetzten privaten Grünzuges sind Stützmauern nicht zulässig. 
 
Neue Fassung: 
0.7.2 Stützmauern 
Stützmauern sind auch außerhalb der Baugrenzen, jedoch nicht im privaten Grünzug bis zu einer 
Höhe von maximal 1,25 m ab Urgelände zulässig. 

Stützmauern mit weniger als einen Abstand von 1,00 m zu Grundstücksgrenzen, auch an der 
Grundstücksgrenze dürfen eine maximale Höhe von 0,70 m nicht überschreiten. 
Stützmauern sind in jedem Falle zwingend dauerhaft zu bepflanzen oder mit davor gepflanzten He-
cken zu versehen, hiervon ausgenommen sind Stützmauern, die in einem Abstand von weniger als 
1,00 m zur Grundstücksgrenze errichtet werden. 
Im Bereich des planlich festgesetzten privaten Grünzuges sind Stützmauern nicht zulässig. 
 
4. 

Bisherige Fassung: 
0.8.10 Schottergärten  
Auf Art. 7 Abs. 1 BayBO wird hingewiesen, somit sind die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren 
baulichen Anlagen überbauten Flächen der bebauten Grundstücke zu begrünen oder zu bepflanzen. 
Sogenannte „Schottergärten“ sind demnach nicht zulässig 
 
Neue Fassung: 

0.8.10 Schottergärten  
Die Anlage von Schottergärten sowie die überwiegende Verwendung von mineralischen Materialien 
(z. B. Schotter, Kies, Splitt, Platten, Pflaster) ohne hinreichende Durchgrünung ist unzulässig. 
 
5. 
Bisherige Fassung: 
0.5.1 Garagen und Nebengebäude - Gestaltung/Wandhöhe (5. Absatz) 
Grenznahe Garagen sind zulässig mit einem Abstand von 1,0 m zur Grundstücksgrenze. Bei grenzna-
hen Garagen wird dabei ein abweichendes Maß der Abstandsflächen auf 1,00 m festgelegt. (Art. 6 
Abs. 5 Satz 2 BayBO in Verbindung mit Art. 81 BayBO) 
 
Neue Fassung: 
0.5.1 Garagen und Nebengebäude - Gestaltung/Wandhöhe (5. Absatz) 
Grenznahe Garagen im Sinne des Art. 6 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 BayBO sind zulässig mit einem Abstand 
von 1,0 m zur Grundstücksgrenze. Bei diesen grenznahen Garagen wird dabei ein abweichendes Maß 
der Abstandsflächen auf 1,00 m festgelegt (Art. 6 Abs. 5 Satz 2 BayBO in Verbindung mit Art. 81 
BayBO). 
 

Beschluss: 
 
Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die gezeigte Planung und fasst den Aufstellungsbe-
schluss für die Änderung des Bebauungsplans Rohrwiese mit Deckblatt Nr. 1. 

Abstimmung:             9 : 0   
 

 
Tiefenbach, den 18.09.2025 
 
Der Vorsitzende       Der Protokollführer 
 
gez.         gez.    
Christian Fürst,        Christian Sommer,  
1. Bürgermeister       Leiter Bauverwaltung 
    


